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3auf den punkt gebracht

Liebe Delegierte,
liebe Freundinnen,
verehrte Gäste,

seit knapp drei Wochen ist die neue unionsge-
führte Bundesregierung mit Bundeskanzler Fried-
rich Merz an der Spitze im Amt. Jetzt kommt der 
notwendige Politikwechsel. Die Union ist bereit 
zur Verantwortung.

Die Frauen Union der CDU hat an den inhaltlichen 
Weichenstellungen beim vierten CDU-Grund­
satzprogramm sowie beim Wahlprogramm ak- 
tiv mitgearbeitet. Von Flensburg bis an den Bo-
densee haben wir im Bundestagswahlkampf dafür 
gekämpft. 

Im Bundeskabinett stellt die CDU drei Ministerin-
nen und vier Minister! Mit Karin Prien als Bundes-
ministerin für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Katherina Reiche, als Bundesministe-
rin für Wirtschaft und Energie, und der Bundesmi-
nisterin für Gesundheit Nina Warken hat die CDU 
starke Frauen im Kabinett. Erfahrene Parlamenta-
rierinnen wie Dr. Christiane Schenderlein als Staats
ministerin im Bundeskanzleramt für Sport und Eh-
renamt und Serap Güler als Staatsministerin im 
Auswärtigen Amt sowie Gitta Connemann als Par-
lamentarische Staatssekretärin und Mittelstands-
beauftragte im Bundeswirtschaftsministerium, Sil-
via Breher als Parlamentarische Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und die Parlamentarische Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Bildung, Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend Mareike Lotte Wulf über-
nehmen weitere zentrale Funktionen.

Die neue Frauenpower in der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat 48 Abgeordnete. Das ist ein Frau-
enanteil von 23,08 Prozent. Damit sind wir deutlich 
unter unseren Möglichkeiten geblieben. Aus Frau-

enperspektive ist das neue Ampel-Wahlrecht für 
uns besonders bitter. Es bremst erfolgreiche Unions- 
Direktkandidatinnen aus und verhinderte, dass 
sechs direkt gewählte Kandidatinnen der CDU/
CSU in den Bundestag einziehen konnten. Das ist 
genau ein Drittel der Mandate, die der Union nicht 
zugeteilt wurden. Von unserem Ziel Parität sind wir 
so noch weit entfernt. Das muss sich ändern! Das 
ist eine der Aufgaben, die die neue schwarz-rote 
Koalition aus Verantwortung angehen muss.

Nach Jahren rot-grüner Ideologie im Familienminis­
terium wird die neue Bundesministerin Karin Prien 
die Gesellschaftspolitik wieder in die Mitte zurück­
holen und Frauen- und Familienpolitik umfassend 
und ganzheitlich angehen. Viele Themen von der 
frühkindlichen Bildung bis zur Reform des Eltern-
geldes wurden in den vergangenen Jahren nicht 
im nötigen Maße vorangetrieben. Schön, dass sie 
bei unserem Bundesdelegiertentag dabei ist. 

„Einfach mal machen“, so hat CDU-Generalsekre-
tär Dr. Carsten Linnemann in den letzten zwei Jah-
ren mit großer Leidenschaft die Parteireform und 
den Politikwechsel vorangetrieben. Er wird uns aus 
erster Hand darüber informieren, was jetzt kommt. 

Naturkatastrophen wie die Flutkatastrophe im Ahr­
tal oder der brutale Angriff Russlands auf die Uk-
raine erfordern ein Umdenken im Bevölkerungs-
schutz in Deutschland und Europa. Nach der Devi-
se „In einer Katastrophe darf es nicht katastrophal 
laufen.“ brauchen wir eine breite Akzeptanz und 
Verständnis der Lage bei den Menschen. Bevölke-
rungsschutz und zivile Verteidigung sind der The-
menschwerpunkt unseres Bundesdelegiertentages.

Thematische Einblicke finden Sie in dieser Son
derausgabe. Lena Düpont MdEP schildert die An-
forderungen an ‚Preparedness‘ im Sinne der zivi-
len Sicherheit und Verteidigung. Die europäischen 
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Nachbarn schauen zum Teil mit Unverständnis auf 
das Nichthandeln in Deutschland. Die Präsidentin 
des Deutschen Roten Kreuzes Gerda Hasselfeldt 
fordert konkrete Maßnahmen, damit Worten nun 
tatsächlich Taten folgen. Die Regierungspräsiden-
tin von Karlsruhe Sylvia Felder und die Landrätin 
von Bad Kreuznach Bettina Dickes geben uns ei-
nen Einblick in die Aufgaben der oberen und unte-
ren Katastrophenbehörde. Beeindruckt hat mich 
die praktische Umsetzung von Bettina Dickes. Als 
Einsatzleiterin im Katastrophenfall hat sie sich 
auch zur Feuerwehrfrau ausbilden lassen. Bevöl-
kerungsschutz braucht das Engagement jedes 
Einzelnen und funktioniert nur, wenn alle Verant-
wortung übernehmen.

Wir werden uns auch als Vereinigung ausrichten, 
auf das, was kommt: Mit starken Positionen und Per
sonen im neuen Vorstandsteam. Nach zehn Jah-
ren im Vorsitz werde ich mich bei den anstehen-
den Wahlen nicht mehr um das Amt der Vorsitzen-
den der Frauen Union der CDU Deutschlands be-
werben. An dieser Stelle sage ich Danke für die be
eindruckende Unterstützung bei politischen Kam
pagnen und die vielen bereichernden Begegnungen 
im ganzen Land. Nach knapp 27 Jahren Mitglied­
schaft im Deutschen Bundestag verabschiede ich 
mich aus der Berufspolitik. Für mich ist es eine runde 
Sache. Jetzt beginnt eine neue Ära mit einer neuen 
Bundesregierung und Bundeskanzler Friedrich Merz. 
Und damit ist jetzt auch der richtige Zeitpunkt in der 
Frauen Union, denjenigen die Gestaltungsmacht zu 
übertragen, die diese Ära prägen werden.

Annette Widmann-Mauz
Vorsitzende der Frauen Union der CDU Deutschlands



5politikwechsel

„Bildlich gesprochen gleicht der Umbau einer in 
Wandlung befindlichen Gesellschaft eher einem 
Radwechsel bei fahrendem Zug als einem Haus-
bau auf neuem Fundament“ – so schreibt es der 
Soziologe Karl Mannheim. Für die unvollendete 
Aufgabe der gelebten Gleichberechtigung gilt 
das Gleiche. Doch Fortschritt und Wandel kann 
gelingen. Niemand weiß davon besser zu erzäh-
len als Sie in der Frauen Union. Seit bald acht 
Jahrzehnten gehen Sie in dieser Aufgabe der 
CDU und der Bundesrepublik voran: mit Augen-
maß, Geschicklichkeit, Entschlossenheit und bis-
weilen Fingerspitzengefühl, oft gegen Wider-
stände. 

Diese Arbeit ist so wichtig wie je. Wir stehen vor 
der Herausforderung, unsere freiheitliche Gesell-
schaft neu zu verteidigen, die in der Errungen-
schaft der gelebten Gleichberechtigung eine 
zentrale Säule hat. Der Freiheitsgrad einer mo-
dernen Gesellschaft bemisst sich an der Freiheit, 
die Frauen in ihr haben. Sie zu verteidigen und zu 
fördern ist keine Frage von links oder rechts, son-
dern eine Kernaufgabe bürgerlicher Politik aus 
der Mitte. In Gesellschaften, die zunehmend ge-
spalten sind, die auseinanderdriften, droht der 
gesellschaftliche Fortschritt zu entgleisen. Daher 
dürfen wir es nicht zulassen, dass unsere Politik 
und unser Land zunehmend von denjenigen ver-
einnahmt wird, die genau dies wollen. Wir müs-

sen den Beweis antreten, dass die Politik die He-
rausforderungen unserer Zeit lösen und unser 
Land zusammenführen kann.

Vor wenigen Tagen hat eine Koalition der Mitte 
unter Führung der Union ihre Arbeit für Deutsch-
land aufgenommen. Ihr vorangegangen ist ein 
Wahlsieg der Union bei der Bundestagswahl am 
23. Februar, auf den wir als CDU und CSU ge-
meinsam stolz sein können: Nach nur dreieinhalb 
Jahren in der Opposition haben uns die Bürge-
rinnen und Bürger die Regierungsverantwortung 
übertragen. Ohne die unermüdliche Erneue-
rungsarbeit der CDU seit 2021 wäre dieses Er-
gebnis nicht möglich gewesen. Die Frauen Union 
trägt Anteil an dieser Erneuerung und an dem ge-
meinsamen Wahlsieg. Insbesondere Annette 
Widmann-Mauz möchte ich stellvertretend für al-
le Mitglieder der Frauen Union im Bundesvor-
stand der CDU Deutschlands für die gute Zusam-
menarbeit in den letzten Jahren danken. Ebenso 
gilt mein besonderer Dank auch allen aktiven Mit-
gliedern der Frauen Union, die sich im Wahlkampf 
eingesetzt und für unsere Ideen für Deutschland 
geworben haben. 

Als Union machen wir uns an die Arbeit in dem 
Wissen, wie viel heute auf dem Spiel steht. Es ist 
unsere Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, dass 
Deutschland auch in Zukunft ein freies, sicheres, 

Liebe Parteifreundinnen!

Koalition der Mitte: Die Bundesregierung 
von Friedrich Merz hat ihre Arbeit für 
Deutschland aufgenommen.
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gerechtes und wohlhabendes Land bleibt. Frauen 
wie Männern, Jung und Alt, soll es Freude ma-
chen, hier zu leben und zu arbeiten. Sie sollen 
sich sicher fühlen und Grund haben, optimistisch 
in die Zukunft zu blicken.

Mit dem Koalitionsvertrag haben wir eine gute 
Grundlage für eine Regierung, die verlässlich 
und beherzt die Reformen und Investitionen ins 
Werk setzt, mit denen wir Deutschland wieder 
nach vorne bringen können. Wir haben eine gute 
Grundlage auch dafür, das Leben der Frauen in 
unserem Land besser zu machen: Die unionsge-
führte Bundesregierung wird dafür sorgen, dass 
Frauen besser vor Gewalt geschützt sind – unter 
anderem indem wir die elektronische Fußfessel 
für Gewalttäter einführen. Wir sagen dem ver-
brecherischen Menschenhandel den Kampf an, 
für den Deutschland zu einer Drehschreibe in-
nerhalb Europas geworden ist. Wir werden das 
Elterngeld verändern und flexibilisieren, sodass 
Frauen und Männer die Kinderbetreuung besser 
aufteilen können. Wir ermöglichen den Mutter-
schutz für Selbständige. Wir werden Familien 
mit kleinem und mittlerem Einkommen und Al-
leinerziehende entlasten. Wir sanktionieren säu-
mige Unterhaltszahler stärker. Wir werden ge-
zielt die Forschung zu Frauengesundheit för-
dern, die zu lange vernachlässigt worden ist. 
Und wir werden Gründerinnen gezielt unterstüt-

zen. Denn nur so werden wir die deutsche Wirt-
schaft wieder zu Wachstum und Innovations-
kraft führen. 

Und auch für uns als Partei hört die Arbeit mit der 
Rückkehr in Regierungsverantwortung nicht auf. 
In dieser Zeit der großen Umbrüche braucht die 
neue Bundesregierung Impulse aus der Partei. 
Die Frauen Union geht auch in dieser Hinsicht be-
reits voran. Vor uns liegt die große Aufgabe, die 
Gestaltungskraft und Widerstandsfähigkeit der 
deutschen Gesellschaft zu stärken – nur dann 
können wir gemeinsam die Chancen der Zukunft 
ergreifen. Der Leitantrag des 36. Bundesdele-
giertentages zum Zivil- und Katastrophenschutz 
setzt hier wichtige Impulse. 

Eine fortgesetzte Aufgabe für uns als Partei bleibt 
es auch, auf allen Ebenen der Parteiarbeit – auf 
Bundesebene, Landesebene und auf kommunaler 
Ebene – Frauen als Mitglieder, aber insbesondere 
auch als Mandats- und Funktionsträgerinnen zu 
gewinnen. Unsere stellvertretende Generalse-
kretärin Christina Stumpp ist hier unermüdlich im 
Einsatz. 

Im neugewählten Deutschen Bundestag ist der 
Frauenanteil geringer als in der vorangegange
nen Legislatur. In der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion liegt er bei nur 23 Prozent. Das kann uns nicht 

politikwechsel
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zufriedenstellen. Das darf uns nicht zufrieden-
stellen. Vor diesem Hintergrund ist es besonders 
schmerzhaft, dass sechs Wahlkreissiegerinnen 
als Konsequenz des neuen Wahlrechts nicht in 
den Bundestag einziehen konnten. Im Koalitions-
vertrag haben wir uns mit der SPD darauf ver-
ständigt, die Wahlrechtsreform der gescheiterten 
Ampel-Regierung zu überarbeiten, denn so wie 
es ist, kann es nicht bleiben. Denn die Gruppe der 
Frauen in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion un-
ter der Führung von Mechthild Heil muss eine star
ke Kraft innerhalb unseres Parlaments bleiben. 

Wir wissen aus Erfahrung, dass es Frauen 
braucht, die vorangehen, die unser Land mitge-
stalten und Vorbild für viele andere in unserem 
Land sind. Daher freut es mich, dass wir mit Julia 
Klöckner als Präsidentin des Deutschen Bundes-
tags eine starke Stimme für unser Parlament ha-
ben. In unserem Bundeskabinett haben wir mit 
Katherina Reiche, Karin Prien, Nina Warken, Dr. 
Christiane Schenderlein und Serap Güler starke 
Ministerinnen und Staatsministerinnen. 

Für die Frauen Union wird dieser 36. Bundesdele-
giertentag eine Zäsur. Nach zehn Jahren wird 
Annette Widmann-Mauz nicht erneut für den Vor-
sitz kandidieren. Damit verliert die Frauen Union 
eine Kämpferin, eine starke Stimme für die Anlie-
gen von Frauen, die weit über die Parteigrenzen 

hinaus gehört wurde. Unser aller Dank – auch 
meiner ganz persönlich – gilt Annette Widmann-
Mauz daher für ihre jahrzehntelange, unermüd-
liche Arbeit für die Frauen Union und unsere Par-
tei. Meilensteine der Regierungsarbeit der CDU in 
den vergangenen Jahren sind von der Frauen 
Union unter ihrem Vorsitz mit erkämpft worden. 

Nach einer Dekade an der Spitze der Frauen Uni-
on, in der sie viele neue Impulse gesetzt hat, 
wählen Sie heute eine Nachfolgerin für Annette 
Widmann-Mauz und einen neuen Bundesvor-
stand. Ich freue mich auf die weitere gute Zusam-
menarbeit! Allen Delegierten und Gästen wün-
sche ich eine erfolgreiche Tagung, neue Impulse 
und interessante Gespräche. 

Herzliche Grüße

Ihr 
Friedrich Merz MdB
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland
Vorsitzender der CDU Deutschlands

politikwechsel

Friedrich Merz ist der zehn-
te Bundeskanzler der Bun-
desrepublik Deutschland.
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8 einblicke 2023 – 2025

Viel

	 erreicht!
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9einblicke 2023 – 2025
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Das Bohren

	 dicker Bretter
In seiner berühmten Rede im Januar 1919 for
mulierte Max Weber als Grundsatz aller verant-
wortlichen Politik das „starke langsame Bohren 
von harten Brettern“. Er betonte die Mühsal po
litischer Gestaltungsprozesse, das Zähe, das 
Ausdauer Erfordernde eines Einsatzes für das 
Gemeinwohl. Dass sich Beharrlichkeit aber lohnt, 
Anstrengungen nicht vergebens sind, das ge-
hört zur optimistischen Grundnote in Webers 
Denken.

Die einzigen Voraussetzungen für ein gutes Ende 
politischen Handelns seien, dass Entscheidungs-
träger bereit sein müssten, die Dinge realistisch 
zu betrachten, Fehlentwicklungen zu antizipie-
ren und zu korrigieren – und dass sie zu jeder 
Zeit über drei Eigenschaften verfügten: Leiden-
schaft – Verantwortungsgefühl – Augenmaß – 
und bereit sind, auch gegen Widerstände weiter 
zu bohren.

Wohl kaum jemand hat dieses Ideal so eindrucks-
voll verkörpert wie Annette Widmann-Mauz. Mit 
einem Augenzwinkern überreichte ich ihr deswe-
gen zur Wiederwahl als Bundesvorsitzende der 
Frauen Union für die Gruppe der Frauen der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion einmal eine Bohrma-
schine: ein symbolisches Geschenk für eine Poli-
tikerin, die dicke Bretter nie gescheut, sondern 
sie mutig und mit Ausdauer bearbeitet hat.

Es gibt politische Weggefährtinnen, deren Wir-
ken weit über die Grenzen eines Amtes hinaus-
strahlt. Annette Widmann-Mauz ist zweifellos 
eine solche Persönlichkeit.

Als langjährige Wegbegleiterin und stellvertre-
tende Vorsitzende der Frauen Union durfte ich 
Annette Widmann-Mauz in vielen entscheiden
den Momenten erleben – als gläubige Katholikin, 
leidenschaftliche Kämpferin für die Rechte der 
Frauen, kluge Strategin und verlässliche Kolle-
gin, deren Vertrauen und Loyalität stets tragende 
Säulen unserer Zusammenarbeit waren.  Sie hat 
gestritten, überzeugt, zugehört – und andere, 
was nicht selbstverständlich ist, wohlwollend 
neben sich wachsen lassen. Optimismus, so zi-
tierte sie Karl Popper, sei Pflicht – und tatsäch-
lich hat sie auch in schwierigen Phasen nie den 
Glauben an Veränderung verloren.

Als Vorsitzende der Frauen Union war sie nicht 
nur Taktikerin, sondern auch Mentorin – eine, die 
Türen geöffnet und andere durchgeschoben hat. 
Ihre Mahnung von 2004, dass „Gleichberechti-
gung gelebte Selbstverständlichkeit sein muss“, 
ist heute aktueller denn je. Denn nach der Bun-
destagswahl 2025 beträgt der Frauenanteil im 
Parlament nur noch 32,4 Prozent. Der Anteil von 
davor 35 Prozent ist wieder gesunken. Internati-
onal steht Putin für ein hypermaskulines Unter-

Annette Widmann-Mauz – Eine Ära der 
Erneuerung und des Engagements
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11zehn jahre fu-vorsitzende

drückungsregime, Trump umgibt sich mit Influ-
encern, die Frauen in vulgärer Sprache herab-
würdigen – und in Deutschland feiert die AfD das 
offen als Vorbild. Diese ideologische Verrohung 
bedroht uns Frauen!

Annette Widmann-Mauz verstand schon ganz 
früh Frauenpolitik nicht als Sonderthema, son-
dern als essenziellen Bestandteil verantwor-
tungsvoller Politikgestaltung. Für uns beide war 
und ist klar: Frauen müssen in allen Politik
bereichen sichtbar und wirksam sein – in der Ver
teidigungs-, Außen-, Finanz- oder Wirtschafts-
politik ebenso wie bei Themen, die Verein- 
barkeit, Repräsentanz und gesellschaftliche Teil
habe von Frauen betreffen. Gerade dort, wo 
noch immer strukturelle Hürden bestehen, braucht 
es Beharrlichkeit und politische Gestaltungs-
kraft.

Zusammen setzten wir uns viele Jahre für eine 
konsequente Modernisierung familienpolitischer 
Konzepte ein, unterstützten Initiativen zur Be-
kämpfung sexueller Ausbeutung und traten ent-
schieden für eine klare Haltung gegen Rechts
extremismus ein. Annette Widmann-Mauz hatte 
maßgeblich Anteil daran, dass die CDU nach lan-
gen teilweise sehr unschön geführten Debatten 
eine verbindliche Frauenquote einführte, sie en-
gagierte sich erfolgreich für die Verschärfung 

des Sexualstrafrechts nach dem Grundsatz „Nein 
heißt Nein“, initiierte frühzeitig die Debatte über 
ein Sexkaufverbot, welche 2020 in einem Be-
schluss der Frauen Union zu einem Paradigmen-
wechsel in der Prostituiertenschutzpolitik führte. 
Sie trat in den Debatten um § 219a und § 218 
StGB  entschlossen für den Schutz ungeborenen 
Lebens ein, ohne die schwierigen Lebenssitua
tionen betroffener Frauen dabei aus dem Blick  
zu verlieren. Darüber hinaus beförderte sie  
den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder und setzte sich konsequent 
für die Reform steuerlicher Rahmenbedingung-
en – etwa die Abschaffung der Steuerklasse V – 
sowie für die Förderung der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit von Frauen ein, die sie als ech-
te Alternative zu einer reinen Mütterrente ver-
steht.

Auch in der aktuellen Auseinandersetzung mit 
den Feinden unserer Demokratie zeigte Annette 
Widmann-Mauz klare Haltung: Als eine der weni-
gen führenden Persönlichkeiten der CDU unter-
stützte sie frühzeitig das Anliegen eines AfD-
Verbotsverfahrens – aus tiefer Sorge um unser 
Land und dem festen Bewusstsein, dass eine von 
rechtsradikaler Vergiftung durchsetzte politi
sche Kultur die Grundlagen unseres freiheitli­
chen Zusammenlebens gefährdet. Ihr persön-
licher Bezug ist dabei Eugen Bolz, der ehemalige 
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12 zehn jahre fu-vorsitzende12

württembergische Staatspräsident, der als Par-
lamentarier der Zentrumspartei klar gegen die 
Nazis eintrat und sein Leben dafür ließ.

Annette Widmann-Mauz war viele Jahrzehnte in 
JU und CDU in vielen Ämtern aktiv, hatte dabei 
vielfach Führungsverantwortung, war 27 Jahre 
leidenschaftliche Parlamentarierin, Parlamenta-
rische Staatssekretärin und Staatsministerin – 
stets verband sie dabei politische Weitsicht mit 
menschlicher Zugewandtheit. 2015 übernahm sie 
den Bundesvorsitz der Frauen Union und prägte 
diese Rolle mit einer Klarheit und Zielstrebigkeit, 
die ihresgleichen sucht. „Sprachrohr für Frauen, 
Trainingslager für Frauen, aber auch Wellness
oase – bei uns kann man sich wohlfühlen“, hat 
Annette Widmann-Mauz einmal über die FU ge-
sagt. Und hat diese Überzeugung tagtäglich mit 
Haltung, Herz und Tatkraft Wirklichkeit werden 
lassen.

Mit ihrem selbstbestimmten Ausscheiden aus dem 
Deutschen Bundestag und dem Vorsitz der Frauen 
Union setzt Annette Widmann-Mauz ein Zeichen 
für Erneuerung und Generationswechsel.  Ihr Wir-
ken wird weit über ihre Amtszeit hinaus nachwir-
ken – als Inspiration für Frauen, die sich einmi-
schen, Verantwortung übernehmen und die gute 
Zukunft unseres Landes aktiv mitgestalten wollen.

Der Staffelstab wird weitergereicht – das feste Fun
dament, das sie gelegt hat, wird für unsere Volks-
partei noch lange gewichtiger Baustein bleiben.

Ihr Appell an die Parteiführung, Frauen und Män-
ner in allen Bereichen gleichberechtigt Verant-
wortung übernehmen zu lassen, dafür Sorge zu 
tragen, bleibt dringende Mahnung und Auftrag 
zugleich. Im Namen vieler Wegbegleiterinnen dan-
ke ich Annette Widmann-Mauz für ihren uner-
müdlichen Einsatz für christdemokratische Poli-
tik, für ihre Freundschaft und ihre Stärke. Starke 
emphatische Frauen braucht das Land!

Yvonne Magwas,  
Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages a. D.
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frau & buch
Auf der Seite der Frauen

Der schwedische Kriminal-
kommissar Simon Hägg
ström, tätig in der Prostitu-
tionseinheit Stockholms, 
beschreibt in seinem Buch 
„Auf der Seite der Frauen“ 
die Realität von Frauen im 
Sexgewerbe und die Struk-
turen dahinter.

Häggström erzählt die 
Geschichten der Frauen mit großer Empathie, 
ohne sie zu romantisieren oder zu entmensch-
lichen. Er macht sichtbar, dass Prostitution 
nicht nur individuelle Entscheidungen wider-
spiegelt, sondern Ausdruck eines strukturel-
len Systems ist, das maßgeblich von männli-
cher Dominanz geprägt wird. Dabei beleuch-
tet er auch die charakterlichen Gemeinsam-
keiten von Freiern und Zuhältern und zeigt auf, 
wie beide Gruppen zur Aufrechterhaltung die-
ses Systems beitragen. Er stellt sich entschie-
den gegen die Vorstellung, dass Prostitution 
eine freiwillige und normale Erwerbsarbeit sei, 
und fordert ein gesellschaftliches Umdenken, 
das Frauen vor Ausbeutung schützt.

Das Buch ist nicht nur eine Sammlung er-
schütternder Einzelschicksale, sondern auch 
ein klarer Appell für das „Nordische Modell“, 
das den Kauf von Sex verbietet, aber die Frau-
en in der Prostitution nicht kriminalisiert. 
Häggström argumentiert, dass echte Gleich-
berechtigung nur möglich ist, wenn Frauen 
nicht als Ware behandelt werden. Ein aufrüt-
telndes und wichtiges Buch, das nachhallt und 
zum Handeln bewegt.

Simon Häggström: „Auf der Seite der Frauen – 
Als Ermittler im schwedischen Rotlichtmilieu“

Edition Wortschatz, Auflage 2025,  
Taschenbuch 420 Seiten, 20 Euro
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Seit Langem vernehmen wir beim Deutschen Roten 
Kreuz (DRK) gut klingende Aussagen, in der Praxis 
haben wir davon dagegen wenig bemerkt. Insofern ist 
es erfreulich, dass Union und SPD einen Pakt für den 
Bevölkerungsschutz in ihrem Koalitionsvertrag ver-
ankern. Wichtig ist es dabei, dass den Worten nun 
tatsächlich Taten folgen. 

Für das DRK ist der Bevölkerungsschutz eines der 
zentralen Aufgabenfelder: Das DRK ist der Auxiliar der 
deutschen Behörden im humanitären Bereich und 
steht dem Bund und den Ländern flächendeckend in 
komplexen Lagen zur Seite. Das DRK ist im deutschen 
Bevölkerungsschutzsystem mit über 450 000 aktiven 
Ehrenamtlichen und rund 200 000 Hauptamtlichen ei-
ner der größten Akteure. Dabei integrieren wir sämtli-
che Ressourcen im Bevölkerungsschutzsystem, um 
die Gesellschaft darin zu unterstützen, Resilienz ge-
gen Krisenlagen aufzubauen.

Hier macht sich zum Beispiel bezahlt, wenn das 
DRK als anerkannte Hilfsorganisation in der alltägli-
chen Gefahrenabwehr im Bereich Rettungsdienst 
zum Einsatz kommt. In besonderen Schadenslagen, 
Katastrophen und Fällen des Zivilschutzes kann die-
ser dann als Teil der Gefahrenabwehr an einem funk-
tionierenden und resilienten System von Gesund-
heitssystem, Bevölkerungsschutz und ziviler Vertei-
digung mitwirken. 

Um auch in Zukunft handlungsfähig zu sein, in-
vestieren wir bewusst vorausschauend und versu-
chen, nachhaltige Strukturen aufzubauen. So ent-

steht – aus eigenen Mitteln finanziert – derzeit in Lu-
ckenwalde (Brandenburg) eines der größten und mo-
dernsten Logistikzentren für humanitäre Hilfe und 
Bevölkerungsschutz in Deutschland. Eine solche vor-
ausschauende Einstellung fehlt dahingegen bisher an 
vielen Stellen in der Politik, nicht zuletzt auf Bundes-
ebene. Dabei ist klar: In plötzlich auftretenden Kri-
senereignissen lassen sich Maßnahmen nicht einfach 
ad hoc nachholen, sondern sie bedürfen einer Vorbe-
reitungs- und Umsetzungszeit. In der Regel können 
mit einer tragfähigen Vorausschau auch größere 
Schäden und höhere Kosten vermieden werden.

Oftmals scheitern Maßnahmen an der viel zu ge-
ringen finanziellen Unterlegung für alle Akteure. Das 
DRK dringt seit vielen Jahren darauf, dass 0,5 Prozent 
des Bundeshaushalts in den Bevölkerungsschutz flie-
ßen, also rund 2,4 Milliarden Euro als angemessene 
Beteiligung des Bundes an diesem Thema. In den ver-
gangenen Jahren lag diese Summe im Haushalt bei 
gut 0,6 Milliarden Euro und damit bei einem Bruchteil 
der eigentlich notwendigen Summe.

Es ist nun wichtig, dass diese Summe deutlich er-
höht wird. Dafür wurden durch den letzten Beschluss 
des früheren Bundestags die Möglichkeiten noch-
mals erleichtert. Diese müssen nun genutzt werden, 
um unter anderem die bis 2027 zehn geplanten Mobi-
len Betreuungsmodule 5 000 (MBM 5 000) anzu-
schaffen. Mit diesen Modulen könnten in Krisensitua-
tionen jeweils bis zu 5.000 Personen vor Ort autark 
untergebracht, betreut und versorgt werden. Anfi-

Maßnahmen

	 überfällig

Beim Bevölkerungsschutz sind sich seit 
Jahren praktisch alle einig: Es muss 
sich etwas ändern, und zwar schnell. 
Deutschland ist in diesem Bereich nicht 
gut genug aufgestellt.
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nanziert sind gerade einmal zwei dieser Module. Aber 
auch dann, wenn es um weniger finanzintensive Maß-
nahmen geht, hakt es. Dabei geht es an dieser Stelle 
oft um die notwendige Resilienz in der Bevölkerung, 
die deutlich erhöht werden muss. Ein Beispiel ist die 
Ausbildung von Pflegeunterstützungskräften, welche 
in einer Ausnahmesituation beispielsweise in Notun-
terkünften unterstützen könnten. Die erforderlichen 
Ausbildungsmaßnahmen wären schon mit einem ge-
ringen zweistelligen Millionenbetrag möglich. Doch 
im Bundeshaushalt sind bisher keine Mittel für diese 
effiziente Ausbildung eingestellt. 

Für Erste-Hilfe-Kurse mit Selbstschutzinhalten 
für verschiedene Zielgruppen stehen immerhin über-
haupt Mittel zur Verfügung, aber bei Weitem nicht ge-
nügend. Um die Fähigkeiten zur Selbsthilfe in der Be-
völkerung in dem Maße aufzubauen, wie diese im 
Krisenfall benötigt würden, müsste jeder zehnte 
Haushalt bzw. vier Millionen Menschen geschult wer-
den. Damit wir immerhin in fünf Jahren auf diesem 
Stand sind, müssten jedes Jahr 800 000 Personen 
ausgebildet werden. Doch auch hier klafft derzeit ei-
ne große Lücke zwischen dem Notwendigem und der 
Realität. Für dieses Jahr sind bisher im Haushalt Mittel 
für die Ausbildung durch das DRK von gerade einmal 
15 331 Personen eingestellt. Bis zum Beschluss des 
Haushaltsgesetzes kann das DRK sogar nur mit Kur-
sen für 12 014 Personen zuverlässig rechnen.

Ein weiterer Ansatzpunkt bei der Stärkung des 
Bevölkerungsschutzes muss eine bessere Anerken-

nung des Ehrenamts sein. Mit 90 Prozent leisten eh-
renamtlich Helfende schließlich einen Großteil der 
Arbeit bei Einsätzen, Ausbildungen etc. und bilden 
damit das Rückgrat in diesem Bereich. Es ist in dem 
Zusammenhang zum Beispiel ein großes Versäumnis, 
dass wir nach wie vor keine bundesweite rechtliche 
Gleichstellung von Helfenden im Vergleich aller aner-
kannten Hilfsorganisationen mit THW und Feuerweh-
ren bezüglich Arbeitsfreistellung und Lohnfortzah-
lung bei Einsätzen, Weiterbildung und Übungen ha-
ben. Überfällig ist hier eine bundesweit einheitliche 
Regelung. Auch wenn der Koalitionsvertrag von Uni-
on und SPD dazu leider kein Wort beinhaltet, bauen 
wir darauf, dass die neue Bundesregierung den Wert 
des Ehrenamts in Form der Gleichstellung anerkennt 
und entsprechende Maßnahmen ergreift.

Die aufgeführten und vielfältigen Ansatzpunkte 
für eine Verbesserung der Lage zeigen, dass es tat-
sächlich einen Pakt für den Bevölkerungsschutz 
braucht. Deutschland benötigt bei dem Thema prä-
ventiveres Handeln, es ist nötig, ausreichende Re
serven unter anderem bei Krankenhäusern und 
Rettungsdienst vorzuhalten, die Widerstandsfähig-
keit der Bevölkerung zu stärken und ein modernes 
sektorübergreifendes Krisenmanagement zu imple-
mentieren. Wenn der angekündigte Pakt für den Be-
völkerungsschutz den Weg dahin ebnet, dann sind 
den Worten auch Taten gefolgt.

Gerda Hasselfeldt, DRK-Präsidentin
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Die Wahrnehmung eines Risikos bestimmt das daraus 
abzuleitende Handeln – eine einfache Feststellung, 
für sich genommen ein no brainer. In der Bestimmt-
heit für eine Gesellschaft, erst recht für eine europäi­
sche Gemeinschaft, ist die Herstellung einer gemein-
samen Risiko- und Bedrohungswahrnehmung aller-
dings ein nicht zu unterschätzender Auftrag; es ist 
nicht weniger als unser „test of time“. Das Nach- und 
Nebeneinander von existenziellen Krisen hat den Fo-
kus vollkommen zurecht (wieder) auf gesellschaft-
liche Widerstandsfähigkeit geschoben – und wir kön-
nen mit Blick auf die Resilienz der europäischen 
Nachbarn einiges für unsere Debatten mitnehmen. 

Startpunkt ist dabei stets: Angst ist ein Indikator, 
aber kein guter Ratgeber. Er macht deutlich, was uns 
wichtig ist und gibt an, was wir bereit sind, zu vertei-
digen. Lassen wir zu, dass Angst unser Handeln be-
stimmt, individuell und politisch, haben wir die besten 
Karten bereits aus der Hand gegeben. Vielmehr 
kommt es darauf an, unsere „preparedness“ hochzu-
fahren. 

Preparedness im Sinne der zivilen Sicherheit 
und Verteidigung: wer schon immer einmal damit 
geliebäugelt hat, sich in einer Hilfsorganisation zu 
engagieren, sollte das jetzt tun. Für diejenigen, die 
bereits engagiert sind, braucht es finanziell und 
strukturell die besten Rahmenbedingungen – von ih-
rem Wissen und ihrer Handlungssicherheit hängt ei-
ne gesamte Gesellschaft ab. Mein Wunsch aus euro-
päischer Perspektive: über gemeinsame Übungen 

alle raus in die Nachbarländer, um deren Strukturen 
der zivilen Sicherheit, das Führung- und Ausbil-
dungsverständnis, die Sprache und Ausstattung 
kennenzulernen. RescEU und UCPM sind eine erste 
Grundlage dafür und müssen dringend weiterentwi-
ckelt werden. 

Preparedness im Sinne der Aus-, Weiter- und 
Fortbildung: wer kann heute noch Sirenentöne ein-
wandfrei zuordnen, wessen Erste-Hilfe-Wissen be-
steht aus mehr als dem Pflichtkurs zum Führer-
schein? Wissen, was im Ernstfall zu tun ist, wie der 
Umgang mit Gefahren trainiert werden kann, redu-
ziert aber nicht nur persönliche Unsicherheit, son-
dern auch gesellschaftliche. Hier lohnt beispielswei-
se ein Blick in Richtung der drei baltischen Staaten, 
die das tief in ihrem Sicherheitsverständnis verankert 
haben. 

Preparedness und vielleicht in diesem Fall mehr 
awareness als Schutz der Demokratie: die wenigsten 
sind sich bewusst, wie tief langfristig, strategisch an-
gelegte Desinformationsnarrative auch bei uns be-
reits wirken. Wir sind längst Ziel nicht nur hybrider 
Attacken über Täuschung, Sabotage oder Zerstö-
rung, sondern eben auch gezielter Desinformation mit 
dem Ziel der gesellschaftlichen Destabilisierung. Da-
mit sind bewusst nicht einzelne gefälschte Bilder oder 
Nachrichten gemeint, sondern das umfassende Nar-
rativ des vermeintlichen Versagens staatlicher oder 
europäischer Institutionen, des „wir gegen die“, des 
„unten gegen oben“. Bewusstsein dafür zu schaffen 

Auf die Bevölkerung

	 kommt es an

All‘ unser Handeln und noch vielmehr un
ser Nicht-Handeln hat Auswirkungen auf 
unsere Nachbarn.
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und Instrumente dagegen zu entwickeln ist unter an-
derem das Ziel des „democracy shields“ der Europäi-
schen Union. 

Und nicht zuletzt preparedness im Sinne der 
Wahrnehmung von Verantwortung: Deutschland liegt 
politisch und geographisch in der Mitte der EU.  
All‘ unser Handeln und noch vielmehr unser Nicht-
Handeln hat Auswirkungen auf unsere Nachbarn. In 
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien verän-
dert die Risikowahrnehmung bereits empfindlich(!) 
die individuelle Lebensplanung der Menschen- das 
ist die Brille, mit der sie auf deutsche Debatten schau-
en. Gerade wir sind es, die die Glaubwürdigkeit der 
EU und der gegebenen Versprechen aufrechterhal-
ten können – oder eben bei Unterlassen entschei-
dend schwächen. Die Zeiten, in denen floskelhaft 
Handlungsfähigkeit simuliert werden konnte, sind 
vorbei, ein Appell explizit an alle Träger politischer 
Verantwortung und an die gesamte Gesellschaft. Das 
Bündnisversprechen der EU baut auf der Souveräni-
tät der Mitglieder, der Unverletzbarkeit der Grenzen, 
auf Rechtsstaatlichkeit und Demokratie, dem Einste-
hen füreinander gerade dann, wenn es stürmt. Artikel 
42 Absatz 7 EUV ist ein tiefgehendes Beistandsver-
sprechen, das dezidiert militärische und nicht-militä-
rische Mittel umfasst. In Zeiten von hybriden Attacken 
bedeutet der besondere (politische) Schutzcharak-
ter eines solchen Versprechens noch mehr als im  
klar definierten Bündnisfalls- es gilt genau diesen im 
Zweifelsfall noch durch Abschreckung und gemein-

sames Handeln verhindern zu können. „Wird ein Land 
angegriffen, werden alle Mitgliedstaaten angegriffen“ 
ist allein kein Friedensgarant, aber das stärkste Frie-
densversprechen, dass wir uns gegenseitig geben 
können. Das heißt im Umkehrschluss: wir als Gesell-
schaft müssen ebenso wie alle Akteure der Sicher-
heitsarchitektur in unserem mindset, in unseren 
Strukturen, aber auch in unseren zivilen und militäri-
schen Vorbereitungsszenarien Hilfeleistungen im eu-
ropäischen Ausland in entsprechendem Umfang ge-
nauso wie Hilfeleistungen im Inland für EU-Bürger 
einplanen und durchspielen. 

Denn am Ende steht: die Auseinandersetzung 
zwischen Autokratien und Demokratien findet in Eu-
ropa und damit mitten unter uns statt. Das zu akzep-
tieren erfordert Mut und Entschlossenheit – dann 
aber ergibt sich daraus zwingend die Notwendigkeit 
der gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftli-
chen Resilienz, mithin die Notwendigkeit der zivilen 
Verteidigungsfähigkeit gleichberechtigt neben der 
militärischen. 

Frei nach Jean Monnet kann und muss man sa-
gen „Europe will be forged in crises, and it will be the 
sum of (its) solutions ((...)).“ – und die Bevölkerung 
spielt dabei eine entscheidende Rolle.

Lena Düpont MdEP, Koordinatorin der EVP-Fraktion 
im Europäischen Parlament für den Innenausschuss, 

sowie innen- und migrationspolitische Sprecherin 
der CDU/CSU-Gruppe
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Wir haben alle die schrecklichen Bilder vor Augen: 
Unwetter peitschen Wassermassen durch Ortschaf-
ten, spülen Häuser und Straßen weg, entfalten eine 
zerstörerische Kraft. Aber auch Trockenheit, Wald-
brände oder Erdbeben sind Ereignisse, die nicht weit 
weg, sondern auch hier möglich sind. Wir müssen 
also auf solche Katastrophen vorbereitet sein, um 
Hab und Gut, Leib und Leben bestmöglich zu schüt-
zen. 

Die Regierungspräsidien in Baden-Württemberg 
sind als höhere Katastrophenschutzbehörden für den 
Schutz bei größeren Unglücksfällen und Katastro-
phen verantwortlich. Dabei geht es zunächst um 
Strukturen. Die Feuerwehren vor Ort brauchen Gerät-
schaften und geschultes Personal. Dabei muss nicht 
jeder alles vorhalten, aber zusammen braucht es das 
Notwendige. Die erste Aufgabe ist also, die vorhan-
denen Geräte zu erfassen, zu ergänzen und auf meh-
rere Schultern zu verteilen. 

Gerade hier in der Nachbarschaft zum Elsass, zur 
Schweiz und der Pfalz haben wir die Herausforde-
rung, unterschiedliche Sprachen, Strukturen und Or-
ganisationen zur Zusammenarbeit zu befähigen und 
diese enge Kooperation immer wieder zu üben. Im 
vergangenen Jahr hat Baden-Württemberg sogar ei-
ne europaweite Katastrophenschutzübung ausge-
richtet. Wir haben festgestellt, wo wir bei einem gro-
ßen Schadensereignis besser und schneller werden 
müssen, damit nicht wertvolle Zeit verloren geht, bis 
Hilfe geleistet werden kann. 

Die finanziellen Herausforderungen sind enorm. 
Daher müssen wir effizient arbeiten. So haben wir 
zum Beispiel ein Kompetenzzentrum „Technik“ etab-
liert, um Beschaffungen zu erleichtern und für Stan-
dardisierung zu sorgen, und ein Mehrzweckboot für 
die Feuerwehren im Land typisiert. Jetzt gibt es 26 
gleiche Boote, die Kommunen sparen dadurch Geld, 
das Vergaberecht wird einfacher und alle wissen 
gleich, wie das Boot zu bedienen ist. Aber auch Sire-
nen müssen wieder ertüchtigt, Notfalltreffpunkte ein-
gerichtet werden, Szenarien wie Stromausfall müs-
sen in Krisenhandbücher übersetzt und die über 300 
Fahrzeuge des Katastrophenschutzes intakt gehalten 
werden. 

Aber auch die Zeitenwende in der zivilen Vertei
digung fordert uns konkret heraus. Als Friedensdi
vidende hat der Bund im Jahr 2007 den Bau von 
Schutzräumen aufgegeben. Aktuell wird ein neues 
Schutzbaukonzept entwickelt. Die Zusammenarbeit 
mit der Bundeswehr hat angesichts der sich drama-
tisch verändernden Sicherheitslage neuen Schub be-
kommen. Es geht darum, die zivile Verteidigung zu 
organisieren. Das reicht von der Aufrechterhaltung 
der Staats- und Regierungsfunktion bis hin zur Ver-
sorgungslage für die Bevölkerung. Gerade die Regie-
rungspräsidien mit ihrer regionalen Bündelungsfunk-
tion haben hier eine herausfordernde Aufgabe.

Sylvia M. Felder, Regierungspräsidentin  
im Regierungsbezirk Karlsruhe

Zeitenwende zivile

	 Verteidigung

Die höhere Katastrophenschutzbehörde 
koordiniert überregionale Einsätze, un
terstützt die örtlichen Stellen und sorgt 
dafür, dass im Ernstfall alles reibungslos 
zusammenläuft.
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Schlüsselerlebnis

	 Ahrflut
Ich erinnere mich noch sehr gut an den 14. Juli 
2021. Bei uns an der Nahe goss es in Strömen und 
wie üblich hielt mich meine Stabsstelle Katastro-
phenschutz über die Pegelstände an Nahe und 
Glan und den Zuflüssen auf dem Laufenden. Wir 
kamen glimpflich davon, die Menschen im Ahrtal 
nicht. Für mich als Landrätin war die Ahrflut ein 
Schlüsselerlebnis – nicht nur mit Blick auf den 
Kraftakt, den Menschen vor Ort schnell und koordi-
niert zu helfen, sondern auch in Bezug auf die poli-
tischen Konsequenzen, die sich daraus ergaben. 

Der Ruf nach der Übernahme von Verantwor-
tung ist verständlicherweise nach einer Flutkatas-
trophe dieser Art laut. Der Landrat steht als Ein-
satzleiter absolut im Fokus. Ich habe nach der 
Ahrflut für mich Konsequenzen gezogen und mich 
dazu entschieden, eine Ausbildung zur Feuer-
wehrfrau zu machen. Meine Intention war, genau 
zu verstehen, wie die 2500 Feuerwehr-Kameraden 
in den Wehren im Kreis Bad Kreuznach im Katast-
rophenfall arbeiten und was für sie wichtig ist. Ich 
möchte als Landrätin für den Ernstfall geschult 
sein und wissen, worauf es ankommt. Wir sind im 
Landkreis Bad Kreuznach in der glücklichen Situa-
tion, steigende Mitgliedszahlen bei den Feuer-
wehren verzeichnen zu können. 500 Kinder und 
Jugendliche engagieren sich bei den Bambinis. 

Unseren Katastrophenschutz haben wir nach 
der Ahrflut gestärkt und u.a. neue Notstrom-Ag-
gregate, Fahrzeuge, Stromgeneratoren, Nottanks 

für Einsatzfahrzeuge und Satellitentelefone ange-
schafft. Erfolgreich setzen wir auf gemeinsame 
Ausschreibungen mit den Verbandsgemeinden, 
zum Beispiel bei Drehleiterfahrzeugen, woraus sich 
ein hohes Sparpotential ergibt. Bis zum Sommer 
dieses Jahres gehen 200 moderne Hochleistungs-
sirenen im Landkreis an den Start, die mit einer 
Sprachfunktion die Bevölkerung warnen können – 
auch diese Umrüstung erfolgt in Zusammenarbeit 
mit der Stadt Bad Kreuznach und den Verbandsge-
meinden. Durch interkommunale Kooperation 
konnten wir in Rüdesheim ein Dienstleistungszent-
rum „Feuerwehr und Katastrophenschutz“ errich-
ten, das für die Wehren im ganzen Landkreis wich-
tige technische Unterstützung leistet. 

Weil Katastrophenschutz eine Daueraufgabe 
ist, aktualisieren wir konsequent unsere Einsatz-
pläne und erstellen neue für unterschiedliche Sze-
narien wie zum Beispiel einen flächendeckenden 
Stromausfall. Die Herausforderung für die Zukunft 
ist die Etablierung eines landkreisübergreifenden 
Risiko- und Krisenmanagements, das – wie auf 
Ebene der Verbandsgemeinde und des Kreises - 
alle relevanten Akteure koordiniert. Nur so errei-
chen wir Resilienz und schaffen Bewusstsein für 
dieses wichtige Thema in der Bevölkerung. Denn 
Katastrophen machen nicht halt vor den Grenzen 
von Gebietskörperschaften.

Bettina Dickes, Landrätin Kreis Bad Kreuznach

Katastrophenschutz ist eine  
Daueraufgabe!
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